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Unterrichtung 

durch die Deiegation der Bundesrepubiik Deutschiand in der 
Interpariamentarischen Union über die 63. Jahreskonferenz der IPU 
in Madrid vom 22. September bis 1. Oktober 1976 


I. 

Bei dieser Tagung waren 64 Mitgliedsländer der 
IPU vertreten, die etwa 500 Parlamentarier als Teil- 
nehmer entsandten. Wie bei früheren Tagungen war 
eine große Zahl internationaler Organisationen als 
Beobachter eingeladen worden: die Vereinten Na- 
tionen, die UNESCO, die Weltgesundheitsorganisa- 
tion, die Internationale Arbeitsorganisation, die 
UNCTAD, GATT, die Parlamentarische Versamm- 
lung des Europarates, das Generalsekretariat des 
Europarates, das Europäische Parlament, die Inter- 
nationale Vereinigung französisch sprechender Par- 
lamentarier, die Asiatische Parlamentarische Union 
und der Palestine National Council (PLO). 

Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 

Abg. Dr. von Dohnanyi (SPD), Leiter der Delegation 
Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU), Stellvertretender Lei- 
ter der Delegation 
Abg. Bühling (SPD) 

Abg. Dr. Holtz (SPD) 

Abg. Frau Meermann (SPD) 

Abg. Richter (SPD) 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Franz (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Gradl (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) 

Abg. Frau Dr. Wolf (CDU/CSU) 

Dr. Kopf, Ehrenmitglied der IPU 
Abg. Dr. Kreibaum (FDP) 

Abg. Opitz (FDP) 


II. 

Die Konferenz verabschiedete folgende Entschlie- 
ßungen: 

1. Die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsord- 
nung 

2. Die Dringlichkeit, die Spannungen in der Welt zu 
verringern und eine international gültige Rege- 
lung des konventionellen Waffenhandels zu 
schaffen 

3. Die Situation in Südafrika unter besonderer Be- 
rücksichtigung Rhodesiens 

4. Die Zusammenarbeit in den Bereichen der Erzie- 
hung, Wissenschaft und Kultur und die weitere 
Verbesserung der internationalen Beziehungen. 

Diese Entschließungen sind in Übersetzung in die 
deutsche Sprache beigefügt. 


IIL 

Die Eröffnungssitzung der Konferenz fand am 
Donnerstag, 23. September 1976, im Palacio de Las 
Cortes Espanolas in Anwesenheit des Königs und 
der Königin von Spanien statt. Der Präsident der 
Cortes, Torcuato Fernandez-Miranda, und der Präsi- 
dent des Interparlamentarischen Rates, Dr. G. S. 
Dhillon, wandten sich in Begrüßungsansprachen an 
die Versammlung. Herr Winspeare Guicciardi, Stell- 
vertretender Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen, verlas die Botschaft des Generalsekretärs Dr. 
Waldheim, in der der Meinung Ausdruck gegeben 
wurde, daß die Geschwindigkeit der Veränderungen 
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in allen Bereichen und die wachsende Komplexität 
der derzeitigen Probleme die auf nationaler und 
internationaler Ebene zu treffenden Entscheidungen 
beträchtlich erschwerten; hier könnten die Parlamen- 
tarier zur Verbesserung der Institutionen und Ver- 
fahren bei der Lösung der Probleme beitragen, vor 
die sich die Gesellschaft gestellt sähe, König Juan 
Carlos eröffnete die Konferenz und hob hervor, daß 
die Cortes ununterbrochen vom Mittelalter bis in 
die Gegenwart tätig gewesen seien; es sei beabsich- 
tigt, sie in der Zukunft neu zu beleben. Die Parla- 
mentarier müßten die authentischen Willensträger 
des Volkes sein. 

Der Leiter der spanischen Delegation, Jose Finat 
Conde de Mayalde, wurde zum Konferenzpräsiden- 
ten, die Leiter der Delegationen, darunter Abg. Dr. 
von Dohnanyi, wurden zu Vizepräsidenten der Kon- 
ferenz gewählt. 

Besondere Hervorhebung verdienen die erfolgrei- 
chen Bemühungen der die Konferenz ausrichtenden 
spanischen Gruppe um einen in jeder Weise ange- 
messenen und störungsfreien Verlauf der Konferenz. 


IV. 

In den Berichten über frühere IPU-Konferenzen 
war von der innerhalb der Organisation entstande- 
nen Blockbildung die Rede. Gewiß bestehen diese 
Tendenzen fort; sie wurden jedoch während der 
Madrider Konferenz durch die Bereitschaft zum Kon- 
sensus bis zu einem gewissen Grade neutralisiert. 
Selbstverständlich fanden auch dieses Mal Kampfab- 
stimmungen statt; in den intensiven Beratungen der 
Ausschüsse über die zu den genannten Entschließun- 
gen vorgelegten Änderungsanträge wurde jedoch 
wenigstens partiell eine Betrachtungsweise sichtbar, 
die sich mehr an den tatsächlichen Gegebenheiten als 
an ideologischen Wunschvorstellungen orientierte. 

In der die Beratungen der Konferenz einleitenden 
allgemeinen Aussprache kam eine Reihe von Pro- 
blemen zur Sprache, die dann in der folgenden Ein- 
zelberatung der drei großen Konferenzthemen im 
Detail abgehandelt wurde, übereinstimmend wurde 
von allen Seiten die Beendigung des Rüstungswett- 
laufs gefordert. Diese Forderung wurde später im 
Zusammenhang mit der Beratung aller Konferenz- 
themen erhoben. Ein dänischer Abgeordneter ver- 
langte, daß die Parlamente ihre Regierungen zu 
praktischen Initiativen drängen sollten, die die Be- 
schlüsse von Helsinki in die Wirklichkeit umsetzten. 
Von mehreren Sprechern des Ostens wurde zu be- 
denken gegeben, daß Helsinki kein Schnellweg zur 
internationalen Abrüstung sei, aber eine durchaus 
begehbar^ Straße, Wiederum forderten die Vertreter 
des Ostblocks die Abhaltung einer dritten Interparla- 
mentarischen KSZE-Konferenz noch im ersten Halb- 
jahr 1977. Von Abgeordneten aus der Dritten Welt 
wurde insbesondere die Disparität zwischen ,arm' 
und , reich' beklagt, die zu Haß und Krieg führe; die 
Entwicklungsländer müßten eine wesentlichere Rolle 
bei der Neustrukturierung des Weltwirtschafts- 
systems spielen. Insbesondere müsse die Kluft zwi- 
schen ,arm' und , reich' geschlossen werden. 


Nachdem sich Vertreter des Westens hoffnungs- 
voll über die Entwicklung der demokratischen In- 
stitutionen in Spanien und Portugal geäußert hatten, 
ergriff der spanische Außenminister Oreja Aguirre 
das Wort und wies darauf hin, daß die Konferenz in 
einem Augenblick tage, in dem in Spanien Schritte 
unternommen würden, die in diesem Land ein völlig 
demokratisches System einführen sollten. Die spa- 
nische Regierung erkenne an, daß die Souveränität 
beim spanischen Volk liege, und sie werde die Men- 
schenrechtsverträge der Vereinten Nationen von 
1966 unterzeichnen. Die internationale Zusammen- 
arbeit stelle die einzige Antwort auf die Bedrohung 
des Friedens durch die Kluft zwischen ,arm' und 
, reich' dar. 

Auch bei dem Thema „Die Errichtung einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung" wurde darauf hingewiesen, 
daß der Stopp des Rüstungswettlaufs Vorbedingung 
für eine neue Weltwirtschaftsordnung sei. Ideolo- 
gische Betrachtungen dürften vernünftigen interna- 
tionalen Abmachungen nicht im Wege stehen. Abg. 
Dr. Holtz (Bundesrepublik Deutschland) griff das 
Thema der multinationalen Gesellschaften auf, die 
eine beherrschende Stellung im Wirtschaftsleben 
einnähmen. Einige seien tatkräftig um Fortschritt be- 
müht, andere aber verstärkten den Grad der Ab- 
hängigkeit in den Entwicklungsländern. Die multi- 
nationalen Gesellschaften hätten beachtliche Bei- 
träge zur internationalen Arbeitsteilung und der 
wachsenden Interdependenz zwischen den nationa- 
len Wirtschaften geliefert, so daß sie bei der Gestal- 
tung einer neuen Weltwirtschaftsordnung eine große 
Rolle spielten. Um Versuche zu verhindern, mit Hilfe 
dieser Gesellschaften die nationale Souveränität zu 
beschränken, müßten nach dem Muster Südamerikas 
Überwachungsorganismen geschaffen werden, Abg. 
Dr. Gradl (Bundesrepublik Deutschland) führte aus, 
da die westlichen Industrienationen und nicht die 
sozialistischen Länder die wichtigsten Handelspart- 
ner der Dritten Welt seien, gehe es in erster Linie 
um die künftigen wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen der Dritten Welt und den westlichen Ländern, 
keineswegs um die Reorganisation aller wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen allen Ländern. Die Bun- 
desrepublik Deutschland sei bereit, zur wirtschaft- 
lichen Stabilisierung und dem Aufbau der Entwick- 
lungsländer beizutragen. Es gebe keine Alternative 
zur Zusammenarbeit. Ein vom Staat kontrolliertes 
Handelssystsm hätte eine paralysierende Wirkung, 
und es würde dieses System in politischer Hinsicht 
noch verwundbarer machen. Die Leistungsfähigkeit 
der auf der Marktwirtschaft basierenden Industrie- 
länder, die die wirkungsvollste Hilfe für die Ent- 
wicklungsländer garantiere, dürfe nicht durch Mehr- 
heitsbeschlüsse zerstört werden. 

Weitere westliche Redner wiesen darauf hin, daß 
die offiziellen Zahlen über die Entwicklungshilfe be- 
wiesen, daß die sozialistischen Länder ihre Hilfe für 
die Dritte Welt verstärken müßten. Der freie Handel 
könne für die Entwicklungsländer ruinös werden, 
wenn durch Einfuhren die eigene Güterproduktion 
in Gefahr gebracht werde. Die Entwicklungsländer 
sollten nicht die Produktionssysteme der freien Welt 
nachahmen, sondern sich auf Technologien beschrän- 
ken, die die Beschäftigung der Bewohner vor allem 
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ländlicher Gebiete garantierten. Demgegenüber führte 
der russische Vertreter auf, daß die Leistungen für 
die Entwicklungsländer in seinem Land zu Lasten 
des nationalen Wohlstands gingen. Die Hilfe der 
Industrieländer mache nur einen unbedeutenden An- 
teil des Wohlstands aus, den diese Länder den in 
den Kolonien geraubten Gütern verdankten. Es sei 
unmöglich, einen festen Anteil des Bruttosozialpro- 
dukts als Hilfe verfügbar zu machen. Andere Redner 
des Ostblocks erklärten, die Entspannung müsse 
weiter gefördert werden, da die neue Weltwirt- 
schaftsordnung nur dann entstehen könne, wenn der 
Frieden und die Sicherheit garantiert seien. Die neue 
Weltwirtschaftsordnung müsse der Beherrschung 
einiger Länder durch andere ein Ende setzen. 

Nicht weniger als achtzehn Redner der Dritten 
Welt ergriffen bei dieser Aussprache das Wort. Ein 
indischer Delegierter wies darauf hin, daß 1,2 Mrd. 
der 4 Mrd. Menschen auf der Welt ein Bruttosozial- 
produkt von weniger als 200 Dollar pro Jahr auf- 
brächten. 70 Vo der Weltbevölkerung lebten in Ent- 
wicklungsländern, die weniger als 7 ®/o der Indu- 
strieproduktion erzeugten, übereinstimmend wurde 
von den Sprechern der Dritten Welt gefordert, daß 
die neue Weltwirtschaftsordnung die Teilung zwi- 
schen .reich' und ,arm‘ beseitigen müsse. Die Öl- 
krise habe gezeigt, daß auch eine Interdependenz 
zwischen den reichen und armen Ländern bestehe. 
Besonders betont wurde, daß die Preise, die die 
Entwicklungsländer für ihre Rohstoffe erhielten, 
den Preisen der importierten Produkte entsprechen 
müßten. Allgemein müßten die Handelsbedingungen 
mit den Entwicklungsländern verbessert werden. 
Dies sei der beste Weg der Hilfe für die Dritte 
Welt. Nachdrücklich wurde der Überzeugung Aus- 
druck gegeben, daß das gegenwärtige Weltwirt- 
schaftssystem in Kürze durch ein System abgelöst 
werden müsse, das die wirtschaftliche Ausbeutung, 
wie es die Sprecher der Dritten Welt ausdrückten, 
beende. 

Auch zu dem Thema „Die Dringlichkeit, die 
Spannungen in der Welt zu verringern und eine in- 
ternational gültige Regelung des konventionellen 
Waffenhandels zu schaffen'" äußerten sich Redner 
aus einer Vielzahl von Delegationen. Abg. Dr. Klie- 
sing (Bundesrepublik Deutschland) führte aus, daß 
die Zerstörungskraft der konventionellen Waffen in 
den letzten Jahren so weit entwickelt worden sei, 
daß sie in der Wirkung mit nuklearen Waffen ver- 
gleichbar seien. Die Verbreitung solcher Waffen 
müsse ebenso wie die von Atomwaffen verhindert 
werden. Sonst sei neben der nuklearen Anarchie 
auch eine Anarchie bei den konventionellen Waffen 
zu befürchten. Waffenexporteure und -künden soll- 
ten von den Vereinten Nationen festgesetzte Regeln 
über den Verkauf von konventionellen Waffen ak- 
zeptieren. In ähnlichem Sinn äußerten sich die Ver- 
treter Israels und Koreas, übereinstimmend betonten 
die westlichen Redner, daß der Rüstungswettlauf 
die schlimmste Form der Verschwendung jener Mit- 
tel sei, die bei der Bekämpfung von Hunger und Not 
eingesetzt werden könnten. Zur Zeit werde dreißig- 
mal soviel Geld für den Waffenkauf wie für die Ent- 
wicklungshilfe ausgegeben. Die Dringlichkeit des 
Problems der Herabsetzung der Spannungen, die zu 


diesem RüsLuiigsvveLtlauf führten, wurde besonders 
hervorgehoben, und als geeignetes Mittel zur Her- 
absetzung dieser Spannungen wurden die grenz- 
überschreitenden Informationen und Gedanken so- 
wie die Zusammenarbeit auf humanitärem Gebiet 
und anderen Gebieten angesehen. Mit Besorgnis 
wurde festgestellt, daß die Entwicklungsländer ihre 
Waffeneinfuhr vergrößerten. Abrüstungsmaßnah- 
men, die Unsicherheit hervorriefen, würden jedoch 
die Spannung vergrößern. Redner aus der Schweiz 
und aus Spanien schlugen vor, den Waffenhandel 
unter die Kontrolle der Regierungen oder anderer 
Organe zu stellen; ein irischer Delegierter forderte 
die Einführung von Regeln für den internationalen 
Waffenhandel. Die Vertreter des Ostens forderten 
einmütig die Veranstaltung einer Weltabrüstungs- 
konferenz; der in Helsinki erreichten politischen 
Entspannung müsse eine militärische folgen. Die 
Regulierung des Waffenhandels könne zur Entspan- 
nung beitragen. Ein rumänischer Redner erklärte, 
die Ausgaben für Waffen seien verantwortlich für 
Inflation, Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit und Re- 
zession. Alle Redner der Dritten Welt plädierten 
für die sofortige Beendigung des Rüstungswettlaufs 
und die Einführung internationaler Regeln für den 
Waffenhandel. Nur der indische Delegierte wandte 
sich aus, wie er es ausdrückte, prinzipiellen Grün- 
den und aus Gründen der nationalen Sicherheit da- 
gegen. 

Die erwartete lebhafte Auseinandersetzung ent- 
stand über das Thema „Die Situation in Südafrika 
unter besonderer Berücksichtigung Rhodesiens". 
In zwei Beziehungen waren sich die aus allen Erd- 
teilen kommenden Redner einig: Erstens, das Pro- 
blem der Apartheid müsse schnellstmöglich gelöst 
werden; zweitens, die Tage der weißen Vorherr- 
schaft in dieser Region seien beendet. Besonders 
skandinavische Delegierte sprachen sich scharf ge- 
gen die illegale Okkupierung von Namibia durch 
Südafrika aus und forderten die Einladung der Be- 
freiungsorganisation SWAPO zu den IPU-Konferen- 
zen. Leider seien in der Vergangenheit die Freiheits- 
bewegungen in diesen Gebieten nicht vom Westen 
unterstützt worden, wohl aber die Minderheitsregie- 
rungen. Ein britischer Abgeordneter machte darauf 
aufmerksam, daß sich in Afrika eine neue Form 
des Imperialismus entwickle: die Russen seien in 
Uganda, die Chinesen in Tansania und die Kubaner 
in Angola. Ein australischer Redner fügte hinzu, daß 
der Rassismus durchaus nicht auf Südafrika be- 
grenzt sei. Alle westlichen Redner gaben der Erwar- 
tung Ausdruck, daß Blutvergießen vermieden wer- 
den könne und daß eine Neuordnung auf dem Wege 
von Verhandlungen erreicht werden könne. Die 
Sprecher des Ostblocks brandmarkten die Unter- 
drückung der Afrikaner in Südafrika und Rhode- 
sien, wodurch der Friede bedroht werde. Sie warn- 
ten vor der Fortsetzung der Politik der kolonialen 
Ausbeutung; das Recht aller Völker auf Unabhän- 
gigkeit und Selbstbestimmung müsse anerkannt 
werden. Ähnlich sprachen sich die aus der Dritten 
Welt kommenden Abgeordneten aus, die zur mate- 
riellen und moralischen Hilfe für die Freiheitsbe- 
wegungen aufriefen. Ein indischer Vertreter for- 
derte, daß weltweite wirtschaftliche Sanktionen ge- 
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gen die weißen Regierungen in Südafrika und Rho- 
desien eingeleitet werden müßten, während die 
Vertreter Pakistans und Ägyptens empfahlen, auf 
dem Verhandlungswege eine Lösung zu suchen. Der 
Vertreter Kameruns befürchtete jedoch, daß solche 
Verhandlungen zu spät kämen, da in Südrhodesien 
schon ein Befreiungskrieg im Gange sei. 

Drei Berichterstatter führten in das Thema „Das 
Parlament als Ausdruck der sozialen Struktur einer 
Gesellschaft" auf der Grundlage der eingereichten 
Berichte ein: Abg. Frau Dr. Wolf (Bundesrepublik 
Deutschland) (für Abg. Frau Schleicher, die an der 
Teilnahme in Madrid verhindert war), Abg. Za- 
wadzki (Polen) und Abg. Glenza (Tunesien) (für 
Abg. Zouhir). In den Einführungen traten die in der 
IPU vertretenen gegensätzlichen Anschauungen 
über das Wesen des Parlamentarismus klar zutage. 
Abg. Frau Dr. Wolf stellte fest, daß kein Parlament 
genau die Struktur der Gesellschaft widerspiegeln 
könne. Freie Wahlen, in denen die Wähler zwi- 
schen verschiedenen Kandidaten und verschie- 
denen Parteien wählen könnten, sicherten für alle 
Bürger Freiheit und volle Entfaltung innerhalb der 
Gesellschaft. Alle parlamentarischen Parteien müß- 
ten gewisse Grundüberzeugungen, wie sie in den 
Menschenrechtsverträgen der Vereinten Nationen 
von 1966 niedergelegt seien, teilen: Persönliche Frei- 
heit, Freiheit der Meinung und der Rede etc. Viel 
hänge von der Organisation des Parlaments ab: von 
besonderer Bedeutung seien die Rechte der Oppo- 
sition und die Möglichkeit, daß Bürger ihre Pro- 
bleme dem Parlament unterbreiten könnten. Im Ge- 
gensatz hierzu stellte Abg. Zawadzki fest, daß das 
Parlament den Willen und das Interesse der arbei- 
tenden Klasse darstellen müsse; seine Zusammen- 
setzung sollte die Klassenstruktur, die Berufszuge- 
hörigkeit und die demographische Zusammenset- 
zung der Gesellschaft widerspiegeln. Die Kontakte 
der Abgeordneten mit den Wählern seien authenti- 
scher, wenn ein Abgeordneter nicht nur einen Wahl- 
kreis habe, sondern auch durch soziale Beziehungen 
mit dem Wähler verbunden sei. Der tunesische Be- 
richterstatter, Abg. Glenza, schließlich stellte das 
Problem im Lichte der Verhältnisse eines Landes 
der Dritten Welt dar: Die sozialistische Destour-Par- 
tei in Tunis sei seit einem halben Jahrhundert die 
stärkste politische Kraft des Landes; sie lebe von 
ihrer engen Verbindung mit dem Volk, und die 
Partei involviere das Volk in die politischen Akti- 
vitäten. In einer großen Zahl von Diskussionsbei- 
trägen wurden diese drei Grundauffassungen in ver- 
schiedenen Spielarten variiert. Die Aussprache wur- 
de mit einer Darlegung des Abg. Bühling (Bundes- 
republik Deutschland) abgeschlossen, der darauf 
hinwies, daß die Zusammensetzung der Parlamente 
in engem Zusammenhang mit der Art und Weise 
stehe, wie die Mitglieder bezahlt würden. Er erin- 
nerte an die Verhältnisse im kaiserlichen Deutsch- 
land, wo die reichen Klassen überrepräsentiert ge- 
wesen seien, da sich die Vertreter der ärmeren 
Schichten die Annahme eines Mandats nicht leisten 


konnten. Inzwischen habe sich dies glücklicher- 
weise geändert. Ein anderer Umstand, der jetzt die 
Gleichheit der Chancen beeinträchtige, sei der ver- 
schiedene soziale Status der Kandidaten. Besonders 
Beamte seien bevorzugt, da sie nach Ausübung des 
Mandats wieder in ihre frühere Funktion zurück- 
kehren könnten, während Bauern, Arzte und An- 
wälte während der Mitgliedschaft im Parlament ihre 
Klientel verlören. — Wie bei den vorhergehenden 
Tagungen wurde auch in Madrid auf die Erarbei- 
tung einer Entschließung über dieses Thema ver- 
zichtet. 

V. 

In den beiden Sitzungen des Rates am 22. Sep- 
tember und 1. Oktober 1976 wurden folgende Ent- 
scheidungen getroffen, die die Vollkonferenz bil- 
ligte: Der britische Delegierte Sir Thomas Williams 
wurde zum Präsidenten des Rates gewählt. Damit 
wurde er gleichzeitig Vorsitzender des Exekutiv- 
ausschusses, des Leitungsorgans der Versammlung, 
das sich aufgrund der Wahlen, die in Madrid statt- 
fanden, nunmehr aus Vertretern folgender Länder 
zusammensetzt: Großbritannien (Vorsitz), Australien, 
Belgien, Brasilien, Bulgarien, Kanada, Frankreich, 
Iran, Senegal, Spanien, Jugoslawien. 

Panama und Portugal wurden als neue Mitglieder 
in die IPU aufgenommen; die Mitgliedschaft von 
Kuweit und Jemen wurde suspendiert. 

Eine Arbeitsgruppe zur Prüfung des Chilepro- 
blems wurde in folgender Zusammensetzung gebil- 
det: Belgien, Mexiko, Österreich, Sri Lanka, Sudan, 
Tschechoslowakei. 

Ferner wurde ein Sonderausschuß gebildet, der 
sich mit der Verletzung der Menschenrechte von 
Parlamentariern befassen soll. 

Schließlich wurde der Name des Wissenschafts- 
ausschusses geändert in „Ausschuß für Erziehungs-, 
Wissenschafts-, Kultur- und Umweltfragen". 

Die im Namen der Bundestagspräsidentin vom 
Leiter der Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Abg. Dr. von Dohnanyi ausgesprochene Einla- 
dung, die Herbsttagung 1978 der IPU in der Bundes- 
republik zu veranstalten, wurde mit Beifall ange- 
nommen. 

VI. 

In der IPU bestehen nach wie vor mehr oder we- 
niger scharf umrissene Blöcke; die Neigung zum 
Konsens hat jedoch diesmal in Madrid überwogen. 
Im ganzen kann festgestellt werden, daß die Zahl 
der polemischen Diskussionsbeiträge geringer war. 
Nach jahrelangem Hin und Her wurde nun auch 
die Geschäftsordnung der Organisation in neuer 
und verbesserter Form verabschiedet. Auch hier 
gelang es, nach sehr ausgedehnten und zum Teil 
ermüdenden Verhandlungen faire Kompromisse zu 
erreichen. 


Dr. von Dohnanyi Dr. Kliesing 

Leiter Stellvertretender Leiter 
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Die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung 

Entschüeßungsentwurf 

angenommen vom Wirtschafts- und Sozialausschuß 
mit 48 gegen 0 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen 

Berichterstatter: Herr Moussa Yaya (Vereinigte Republik Kamerun) 


Die 63. Interparlamentarische Konferenz 

vertritt die Ansicht, daß die Wirtschaftsprobleme 
sich als die akutesten Probleme in den internatio- 
nalen Beziehungen erwiesen haben, daß der wach- 
sende Abstand zwischen den Industrie- und Entwick- 
lungsländern die gefährlichste Ursache internationa- 
ler Spannungen und Konflikte ist und daß die gegen- 
wärtige Weltwirtschaftslage das Spiegelbild einer 
veralteten und ungerechten Wirtschaftsordnung mit 
verheerenden Folgen für die Völker der Welt ist, 

ist sich der Probleme bewußt, die die Einführung 
einer neuen Weltwirtschaftsordnung bedingen, ins- 
besondere wegen der Notwendigkeit, die verschie- 
denen Interessen aufeinander abzustimmen, 

stellt fest, daß der Abstand zwischen den Industrie- 
staaten und den unterentwickelten Ländern ständig 
größer wird, daß die anhaltende wirtschaftliche Rück- 
ständigkeit eines großen Teils der Weltbevölkerung 
ein ernsthaftes Hindernis für eine ausgeglichene Ent- 
wicklung der Weltwirtschaft darstellt, daß das Ener- 
gie- und Rohstoffproblem sich immer mehr zuspitzt, 
daß die Ernährungskrise in immer größeren Berei- 
chen der Welt ein Dauerzustand wird und daß der 
Güteraustausch auf Schwierigkeiten stößt, die durch 
die ungünstige Entwicklung der Handelsbedingun- 
gen, die Zerrüttung des Währungssystems und die 
Diskriminierungen und Ungerechtigkeiten in der 
Welt hervorgerufen worden sind, 

ist der Auffassung, daß die Parlamente und die 
Parlamentarier — als Vertreter ihrer Völker — bei 
der Entwicklung eines kräftigen Meinungstrends zu- 
gunsten der Schaffung neuer und gerechter politi- 
scher, technologischer und wirtschaftlicher Beziehun- 
gen im internationalen Leben, die die notwendigen 
Voraussetzungen für die Beseitigung der Unterent- 
wicklung und den allgemeinen Fortschritt der 
Menschheit erfüllen, eine bedeutende Rolle spielen 
können und ihren Wunsch nach Anhörung in den 
internationalen Verhandlungen zum Ausdruck brin- 
gen müssen; 

ist überzeugt, daß die Errichtung einer neuen, sich 
auf die Gleichheit und den Ausgleich der gegenseiti- 
gen Interessen gründenden Weltwirtschaftsordnung 
zur Lösung der Weltwirtschaftsprobleme unerläßlich 
ist, so wie es in der 6, und 7. außerordentlichen Sit- 
zung der UN-Vollversammlung anerkannt worden 
ist, 

erkennt an, daß es dringend erforderlich ist, die 
auf der UN-Handels- und Entwicklungskonferenz 


und während der noch andauernden Konferenz über 
internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit ge- 
troffenen Entscheidungen zu verwirklichen, wenn 
man den Verhandlungsrhythmus aufrechterhalten 
und die schwere Krisengefahr abwenden will, 

bringt ihre tiefe Besorgnis über die unzureichen- 
den konkreten Ergebnisse der UN-Handels- und Ent- 
wicklungskonferenz sowie der Konferenz über inter- 
nationale wirtschaftliche Zusammenarbeit zum Aus- 
druck, 

bekräftigt unter Berücksichtigung des Geistes der 
Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der 
Staaten ihre Unterstützung der Vereinten Nationen, 
die ihrer Meinung nach eines der wirksamsten In- 
strumente für die internationale Zusammenarbeit 
im Bereich der wirtschaftlichen Entwicklung sind, 

vertritt die Ansicht, daß die Beseitigung der Unter- 
entwicklung — eines der wesentlichen Ziele bei der 
Errichtung einer neuen Ordnung — die Verwirk- 
lichung besonderer Wirtschafts- und Sozialentwick- 
lungsprogramme, die Schaffung nationaler Industrien 
und die Entwicklung der Landwirtschaft, die Förde- 
rung höherer Formen wirtschaftlicher, technischer 
und wissenschaftlicher Zusammenarbeit, die Errich- 
tung eines nichtdiskriminierenden Erziehungssystems 
sowie die systematische und langfristige Bereitstel- 
lung eines bedeutenden Teils der nationalen wirt- 
schaftlichen Ressourcen für die Entwicklung erfor- 
dert und im Hinblick auf die Errichtung einer neuen 
Weitwirtschaftsordnung unverzüglich und erfolg- 
reich durchgeführt werden kann, 

berücksichtigt die Notwendigkeit einer neuen 
internationalen Arbeitsteilung, die strukturelle Neu- 
ordnungen in den Industriestaaten mit einer Ver- 
lagerung der Aktivitäten in die Entwicklungsländer 
durch die Schaffung und Vermehrung gemeinsamer 
Unternehmen, die natürliche und menschliche Res- 
sourcen, Kapital und Technologie in sich vereinen, 
impliziert, 

verweist schließlich auf die Notwendigkeit beson- 
derer Wirtschafts- und Sozialentwicklungsprogram- 
me, um die strukturelle Unterbeschäftigung und Ar- 
beitslosigkeit in den meisten Ländern einzudämmen, 

1. fordert die Parlamente und Regierungen auf, alle 
Maßnahmen zur Errichtung einer neuen Weltwirt- 
schaftsordnung zu ergreifen im Wege der struk- 
turellen Umwandlung der Weltwirtschaft, einer 
gerechteren Verteilung der Leistungen des tech- 
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nologischen Fortschritts und einer angemessenen 

internationalen Einkommensverteilung und ins- 
besondere durch: 

a) die Zustimmung zu einer internationalen Po- 
litik, die ein gerechtes und angemessenes Ver- 
hältnis zwischen den Preisen für die von den 
Entwicklungsländern im- und exportierten 
Produkte herstellt im Hinblick auf die Erhö- 
hung und Stabilisierung der Kaufkraft der Ex- 
porteinkünfte der einzelnen Entwicklungs- 
länder, 

b) die Schaffung eines geeigneten Instrumenta- 
riums, das den Zugang der Entwicklungslän- 
der zu den Märkten der Industriestaaten unter 
günstigeren Bedingungen ermöglicht, und 
zwar durch eine nicht-diskriminierende und 
nur von einer Seite gewährte Präferenzbe- 
handlung, wie z. B. im Abkommen von Lome, 
und durch den unverzüglichen Abschluß multi- 
lateraler Handelsverhandlungen unter prak- 
tischer Anwendung der in der Erklärung von 
Tokyo enthaltenen Grundsätze, 

c) die Einführung eines stabilen Instrumenta- 
riums, um die Finanzierungsbedingungen zu 
verbessern und den Umfang des Kapitalflus- 
ses^ in die Entwicklungsländer zu erhöhen, auf 
einer garantierten, fortgesetzten und voraus- 
sehbaren Basis, in Übereinstimmung mit den 
Kriterien der Unabhängigkeit und in einer 
nicht-diskriminierenden Weise, die keine 
Spaltung zwischen den Entwicklungsländern 
hervorrufen könnte, 

d) die Erhöhung der offiziellen Entwicklungshilfe 
an Entwicklungsländer, um sobald wie mög- 
lich und auf keinen Fall später als 1980 das 
Ziel von 0,7 Vo des Bruttosozialprodukts zu er- 
reichen, in der Hoffnung, längerfristig 1 % zu 
erreichen und die offizielle Hilfe für die am 
schwersten betroffenen Länder zu erhöhen, 

e) die Ausführung von Dringlichkeitsmaßnah- 
men, um die Ernährungsprobleme durch die 
unverzügliche und durchgreifende Verwirk- 
lichung der Entscheidungen und Ziele der 
Welternährungskonferenz zu lösen, um die 
internationale Hilfe zur Ausbildung von Spe- 
zialisten und zur Erzeugung von hochwerti- 
gem Vieh und Getreide zu verstärken, um 
eine angemessene Korrelation der Preise für 
Agrarprodükte, Rohstoffe und Industriegüter 
zu gewährleisten, 

f) eine Reform des internationalen Währungs- 
systems, die die Interessen aller Länder und 
insbesondere der Entwicklungsländer sowie 
die Herstellung einer Verbindung zwischen 
den Sonderziehungsrechten und der interna- 
tionalen Entwicklungsfinanzierung berück- 
sichtigt, 

g) die Industrialisierung der Entwicklungsländer 
unter Anwendung der Erklärung und des Ak- 
tionsprogramms der zweiten Konferenz der 
UNIDO (Organisation der Vereinten Natio- 
nen für industrielle Entwicklung), 


h) die Organisation geeigneter Technologietrans- 
fers zu günstigen Bedingungen zwischen den 
verschiedenen Ländern, unter Berücksichti- 
gung des unterschiedlichen Technologie- 
niveaus, 

2. empfiehlt den Parlamenten der Mitgliedsländer, 
die Dringlichkeit der erforderlichen Maßnahmen 
zur Kenntnis zu nehmen, um den Entwicklungs- 
ländern und insbesondere den am schwersten be- 
troffenen Ländern zu Hilfe zu kommen und um 
unter Berücksichtigung der Empfehlungen der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Handel 
und Entwicklung Politiken zugunsten der folgen- 
den Maßnahmen zu fördern: 

a) unverzügliche und tatsächliche Erleichterung 
im Hinblick auf die Außenverschuldung der 
Entwicklungsländer und insbesondere der am 
schwersten betroffenen Länder, 

b) Aushandlung eines gemeinsamen Fonds zur 
Finanzierung von Grunderzeugnis-Ausgleichs- 
lagern, 

c) Aushandlung von Abkommen über Grunder- 
zeugnisse, 

d) multilaterale Handelsverhandlungen im Rah- 
men des GATT über eine besondere und gün- 
stigere Behandlung der Entwicklungsländer, 

e) Ausarbeitung und Verabschiedung eines Ver- 
haltenscodes in bezug auf die Aktivitäten der 
multinationalen Gesellschaften, 

f) Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungs- 
ländern, 

g) Energieversorgung der Entwicklungsländer 
und die Nutzung der Energiequellen in diesen 
Ländern, 

h) eine Sonderaktion in bezug^ auf die am wenig- 
sten entwickelten Entwicklungsländer, Inseln 
und küstenfernen Länder, 

i) Erweiterung der Darlehensgewährung der re- 
gionalen Banken zu günstigen Bedingungen, 

j) Erweiterung der „dritten Kreditlinie" der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und 
Wirtschaftsförderung (IBRD), um das Ziel von 
einer Milliarde Dollar durch eine Erhöhung 
der Beiträge an die am schwersten betroffe- 
nen Länder zu erreichen, 

3. schlägt den Industriestaaten vor, Sofortmaßnah- 
men zu ergreifen, um die zusätzlichen Mittel be- 
reitzustellen, die für die Aktivierung des vorge- 
schlagenen internationalen Agrarentwicklungs- 
fonds notwendig sind, sowie praktische Maßnah- 
men zu ergreifen, um den Entwicklungsländern 
zu helfen, ihren individuellen Bedürfnissen ent- 
sprechende Selbsthilfemaßnahmen zu ergreifen, 

4. lenkt die Aufmerksamkeit der verschiedenen Re- 
gierungen und Parlamente auf das zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und 46 Staaten in 
Afrika, der Karibik und im Pazifik geschlossene 
Abkommen von Lome und seine grundlegenden 
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Prinzipien, insbesondere im Bereich der finanziel- 
len Transfers im Hinblick auf die Erzielung sta- 
biler Exporteinkünfte in den Entwicklungslän- 
dern, deren oft nur auf einem Produktionszweig 
basierende Wirtschaft durch die ständigen Wech- 
selkursschwankungen in der Welt nachteilig be- 
einflußt wird, 

5. fordert die Parlamente und Regierungen auf, zu 
unterstützen: 

a) die Schaffung geeigneter parlamentarischer 
Organe zur Einleitung von Maßnahmen zur 
Beseitigung der diskriminierenden Bestim- 
mungen in der Gesetzgebung derjenigen Län- 
der, die weiterhin Restriktionen im Handel 
und in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit anderen Staaten anwenden, und zur Ein- 
führung von Normen hinsichtlich der allge- 
meinen Verbreitung des Präferenzsystems 
und der Gewährung von Entwicklungskredi- 
ten zu günstigeren Bedingungen, 

b) die Bildung eines spezialisierten parlamenta- 
rischen Ausschusses, der verfolgt, wie jedes 
Land den auf internationaler Ebene in diesem 
Bereich eingegangenen Verpflichtungen nach- 
kommt und die erforderlichen Maßnahmen 
einleitet, 


c) die Einleitung von Rechtsakten durch die Par- 
lamente der Entwicklungsländer, die zu dem 
Ziel, einen bedeutenden Teil der nationalen 
wirtschaftlichen Ressourcen für die Entwick- 
lung bereitzustellen, beitragen können, 

6. fordert die Parlamente aller Länder auf, ein ange- 
messenes Instrumentarium zu schaffen, damit die 
in der Charta der wirtschaftlichen Rechte und 
Pflichten der Staaten enthaltenen Prinzipien 
systematisch in die nationalen Gesetzgebungen 
eingegliedert werden können, so daß innerhalb 
kürzester Zeit die Ziele der neuen Weltwirt- 
schaftsordnung erreicht werden, wobei ein Jah- 
resbericht über die in diesem Zusammenhang er- 
zielten Fortschritte der Konferenz der Interparla- 
mentarischen Union zur Prüfung vorgelegt wer- 
den sollte, 

7. fordert die Parlamente und Regierungen auf, den 
Vereinten Nationen vorzuschlagen, durch ihre 
spezialisierten Institutionen eine weltweite Pla- 
nung auszuarbeiten, die die Schaffung einer 
neuen sozio-Ökonomischen Weltordnung zum 
Ziel hat, deren Errichtung auf der Grundlage von 
Verhandlungen und Beratungen zwischen den 
Staaten im Rahmen der Zusammenarbeit der 
internationalen Organisationen erfolgen sollte. 


Die Dringlichkeit, die Spannung in der Welt zu verringern und eine internationale gültige Regelung 
für den Handel mit konventionellen Waffen aufzustellen 

Entschließungsentwurf 

angenommen vom Ausschuß für politische Fragen, internationale Sicherheit und Abrüstung 
mit 44 gegen 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen 

Berichterstatter: Herr S. Erieson (Schweden) 


Die 63. Interparlamentarische Konferenz 

ist sich der Verantwortung bewußt, die die Par- 
lamente und Regierungen im Hinblick auf die Wah- 
lung des Friedens und der Sicherheit in der Welt 
und die Verringerung und Beseitigung der interna- 
tionalen Spannungen tragen, und ist sich auch der 
Notwendigkeit verstärkter internationaler Bemü- 
liungen bewußt, um die gegenwärtigen Spannungs- 
vgründe zu beseitigen; 

stellt fest, daß der hinsichtlich der Entspannung 
erzielte Fortschritt, der unter Beteiligung aller und 
zugunsten aller in einen globalen und nicht umkehr- 
baren Prozeß umgewandelt werden sollte, günstige 
Voraussetzungen für die Regelung internationaler 
Fragen bietet; 

ist überzeugt, daß die auf dem Verhandlungswege 
erreichte Verringerung der Spannungen durch wirk- 
same Maßnahmen zur Einstellung des Wettrüstens 


verstärkt werden kann, wie durch die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und 
ähnliche Aktionen in Lateinamerika gezeigt wird; 

ist sich der gegenseitigen Abhängigkeit bewußt, 
die zwischen der Sicherheit und der Verringerung 
der Spannungen einerseits und den Fortschritten 
bei der Einstellung des Wettrüstens und bei der 
Rüstungsbegrenzung andererseits besteht; 

ist über die Tatsache besorgt, daß Krisen und 
Spannungen in verschiedenen Gebieten der Welt 
weiterhin den Frieden und die Sicherheit in der 
Welt bedrohen und daß dieser Umstand viele klei- 
nere und Entwicklungsländer zwingt, immer höhere 
Beträge für Verteidigungszwecke auszugeben und 
auf diese Weise ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung wesentliche Mittel zu entziehen; 

erkennt das Recht eines jeden Landes an, Waffen 
und Kriegsmaterial zu erwerben, um seine Selbst- 
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bestimmung zu erlangen und seine Souveränität, 
territoriale Integrität, Unabhängigkeit und Sicher- 
heit zu wahren; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß die Aus- 
fuhr von Waffen verboten wird, wenn sie eine Ein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten impliziert und im Widerspruch zu der UN- 
Charta und den Entschließungen des Sicherheits- 
rates und der Vollversammlung und zu den Bestim- 
mungen des Völkerrechts steht; 

ist sich der großen Risiken bewußt, die mit den 
umfangreichen Waffentransfers in der Welt ver- 
bunden sind, die das Wettrüsten noch weiter för- 
dern und zum Ausbruch oder zur Eskalation von 
Konflikten beitragen können; 

begrüßt, daß eine Anzahl von Staaten Maßnah- 
men zur Kontrolle und Begrenzung ihrer Waffen- 
ausfuhr ergriffen haben; 

ist sich jedoch bewußt, daß kein Land allein in 
der Lage ist, den internationalen Waffenhandel 
wirksam und umfassend zu regeln und ist daher von 
der Notwendigkeit einer internationalen Zusam- 
menarbeit in diesem Bereich überzeugt; 

ist überzeugt, daß die Verstärkung der Rolle der 
Vereinten Nationen im Bereich der Abrüstung, ein- 
schließlich der nuklearen Abrüstung, die Lösung 
des Abrüstungsproblems und dadurch auch die Re- 
gelung verschiedener daraus resultierender Fragen, 
wie z. B. die Herstellung und der Vertrieb von kon- 
ventionellen Waffen, vorantreiben würde; 


A 

fordert die nationalen Gruppen auf, ihren Parla- 
menten und Regierungen die Notwendigkeit folgen- 
der Maßnahmen zum Bewußtsein zu bringen: 

1. alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um den 
Entspannungsprozeß zu stärken und die Sicher- 
heit und Zusammenarbeit zu festigen, damit die 
bestehenden Spannungsursachen beseitigt und 
somit die allgemeine und vollständige Abrü- 
stung unter internationaler Kontrolle gefördert 
wird; 

2. ernsthafte multilaterale Bemühungen zu unter- 
stützen, die darauf ausgerichtet sind, die Auf- 
merksamkeit auf die Abrüstung und den Waf- 
fenhandel zu konzentrieren und in diesem Be- 
reich merkliche Fortschritte durch Maßnahmen 
wie z. B. die Einberufung einer außerordent- 
lichen Sitzung der UN-Vollversammlung oder 
einer Weltabrüstungskonferenz zu erzielen, da- 
mit der Entwicklungsprozeß einer strikten in- 
ternationalen Kontrolle des Waffenhandels, der 
Produktionsverlangsamung und der Verringe- 
rung der Waffenlager eingeleitet werden kann; 

3. gegebenenfalls Bemühungen zu unterstützen, 
die darauf ausgerichtet sind, eine wirkliche re- 
gionale Abrüstung zu erlangen, wie z. B. die 
Schaffung von atomwaffenfreien Zonen, wie sie 
von den Vereinten Nationen befürwortet wer- 
den, und wirksamen Rüstungskontrollsystemen, 


und insbesondere in Europa die Bemühungen zu 
beschleunigen, um beträchtliche Waffenredu- 
zierungen zu erreichen und die auf der Konfe- 
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa geweckten Hoffnungen in die Tat um- 
zusetzen, z. B. durch die MBFR-Verhandlungen 
in Wien; 

4. innerhalb des Systems der Vereinten Nationen 
die Verbesserung der Mittel zur friedlichen 
Beilegung internationaler Konflikte z. B. durch 
Einführung regionaler Schlichtungssysteme zu 
fördern und die Verwirklichung der UN-Ent- 
schließungen über internationale Streitigkeiten 
sicherzustellen; 

5. im Zusammenhang mit den multilateralen Ab- 
rüstungsmaßnahmen ausführliche und objek- 
tive internationale Untersuchungen über die 
gesamten Rüstungsausgaben aller Staaten zu 
unterstützen und eine weltweite Kampagne ein- 
zuleiten, um diese Ausgaben durch festgelegte 
Ziele in einer ausgeglichenen Weise zu verrin- 
gern und die so eingesparten Mittel in erster 
Linie für wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lungsziele einzusetzen; 

6. dafür zu sorgen, daß die Öffentlichkeit auf 
einer geeigneten Basis über das Wettrüsten und 
die Abrüstung informiert wird, damit sie akti- 
viert wird, im Hinblick auf die Verabschiedung 
konkreter und wirksamer Maßnahmen der all- 
gemeinen und vollständigen Abrüstung, ein- 
schließlich der nuklearen Abrüstung, ihren gan- 
zen Einfluß auf die Regierungen geltend zu 
machen; 

7. die Schaffung von Bedingungen zu unterstüt- 
zen, die die Beseitigung der Krisengebiete, die 
Aufhebung fremder Militärstützpunkte, den Ab- 
zug fremder Truppen aus fremden Gebieten 
und die Schaffung von Friedenszonen ermög- 
lichen; 

8. den Kolonialismus, den Neokolonialismus, alle 
Formen des Rassismus und der Apartheid als 
Ursachen internationaler Spannungen zu besei- 
tigen; 

9. alle Maßnahmen zu unterstützen, die alle 
Atomversuche zu militärischen Zwecken sowie 
die Entwicklung und Produktion atomarer und 
anderer Massenvernichtungswaffen, einschließ- 
lich chemischer Waffen, verbieten, und zu die- 
sem Zweck die Vernichtung der bestehenden 
Lager zu fördern; 

10. unzweideutig auf den Einsatz oder die Andro- 
hung des Einsatzes von Atomwaffen zu ver- 
zichten; 

11. für die nicht mit Atomwaffen ausgerüsteten 
Staaten verbindliche internationale Garantien 
zu erlangen, um ihre Sicherheit gegenüber 
allen atomaren Drohungen oder Angriffen zu 
gewährleisten; 

12. die Untersuchung der sozialen Rückwirkungen 
zu fördern und die Möglichkeiten zu erörtern, 
wie die Rüstungsindustrien davon überzeugt 
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werden können, sich lohnenderen Aufgaben 
unter Vermeidung von Arbeitslosigkeit zu wid- 
men; 

B 

fordert die nationalen Gruppen auf, ihren Parla- 
menten und Regierungen die Notwendigkeit folgen- 
der Maßnahmen zum Bewußtsein zu bringen: 

1. auf nationaler und internationaler Ebene Maß- 
nahmen zur Regelung der Herstellung und des 
Vertriebs von Waffen zu ergreifen und auf die- 
se Weise die Bemühungen in der ganzen Welt 
um allgemeine und vollständige Abrüstung zu 
unterstützen; 

2. entsprechende regionale und internationale 
Abkommen zu schließen, die auf die Beendi- 
gung des Wettrüstens unter Begrenzung des 
Waffentransfers abzielen; 

3. zwischen den Ländern einer bestimmten Region 
den Abschluß von Abkommen zu fördern, die 
spezifische Restriktion auf dem gesamten Rü- 
stungsbereich der Militärkräfte enthalten; 

4. darauf zu achten, daß die Waffenausfuhr nicht 
für Zwecke verwandt wird, die einerseits eine 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
der Staaten darstellen können und andererseits 
im Widerspruch zu dem Recht aller Länder auf 
Wahrung ihrer Souveränität und Unabhängig- 
keit und zu den Interessen der für ihre Befrei- 
ung kämpfenden Völker stehen können, und 
dabei jedoch sicherzustellen, daß die wesent- 
lichen Bedürfnisse ohne Stimulierung eines 
konkurrenzbedingten Waffenerwerbs befriedigt 
werden; 

5. die Ausfuhr von Waffen in die Länder einzu- 
stellen, die eine Politik der Unterdrückung und 
kolonialen Beherrschung, des Rassismus in 
allen seinen Formen, der Rassendiskriminie- 
rung, der Apartheid, der Okkupation und der 
territorialen Expansion betreiben; 


6. was die waffenexportierenden Länder anbe- 
larigt: a) ihre Waffenlieferungspolitiken zu re- 
vidieren, damit in dieser Hinsicht Einschrän- 
kungen vorgenommen werden können, unter 
Berücksichtigung von Humanitäts- und Frie- 
denskriterien sowie der UN-Entschließungen 
über die Unterstützung der Kolonialvölker in 
ihrem Befreiungskampf, und b) eine strikte 
Kontrolle über die Aktivitäten der Händler und 
Zwischenhändler und der multinationalen Kon- 
zerne auszuüben; 

7. ein weitverbreitetes Bewußtsein und eine Er- 
örterung der durch den internationalen Handel 
mit konventionellen Waffen und insbesondere 
durch die erschreckende Verschwendung von 
Mitteln, die dringend für die Befriedigung der 
wesentlichen menschlichen Bedürfnisse benö- 
tigt werden, entstandenen schwerwiegenden 
Probleme zu fördern; 

8. auf ihrem Territorium sofort weitgehendere Be- 
schränkungen der Herstellung, des Kaufs, Ver- 
kaufs oder anderer internationaler Transfers 
von Waffen durchzusetzen; 

9. die Möglichkeit und Nützlichkeit des Abschlus- 
ses von Abkommen zur Aufstellung konkreter 
internationaler Regeln für den Waffenhandel 
innerhalb der zuständigen internationalen Or- 
ganisationen in Erwägung zu ziehen; 

10. mit Hilfe der Vereinten Nationen die Möglich- 
keit zu untersuchen, Informationen und stati- 
stische Angaben über die Entwicklung der Waf- 
fenherstellung und des Waffenhandels zu ver- 
öffentlichen, um ein vertrauensvolles Klima 
zwischen den Nationen zu schaffen; 

C 

fordert die nationalen Gruppen auf, ihren Parla- 
menten und Regierungen die Notwendigkeit zum 
Bewußtsein zu bringen, bei der UN-Vollversamm- 
lung darauf zu drängen, den obigen Empfehlungen 
vorrangige Beachtung zu schenken. 


Die Situation in Südafrika unter besonderer Berücksichtigung Rhodesiens 


Entschließungsentwurf 

angenommen vom Ausschuß für nicht-autonome Gebiete 
mit 42 gegen 0 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen 

Berichterstatter: Herr Wane (Senegal) 

Die 63. Interparlamentarische Konferenz 

ist ernsthaft besorgt über die Lage, die in Südafrika 
aufgrund der Existenz rassistischer Minderheits- 
regime herrscht, die die einheimischen Mehrheiten 
am vollen Besitz ihrer unveräußerlichen Rechte auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit hindern; 


und ethische Fragen 


ist der Auffassung, daß die Apartheid eine ab- 
scheuliche, gegen alle Grundsätze der Humanität 
verstoßende Praxis ist, die von allen fried- und frei- 
heitsliebenden Völkern mit aller Kraft bekämpft 
werden muß, und verurteilt die fortwährend durch 
die weißen Minderheitsregime in Südafrika prakti- 
zierte Rassen- und Apartheidpolitik; 
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ist tief empört über die andauernden grausamen 
Unterdrückungen, die willkürlichen Verhaftungen 
und die entsetzlichen Massaker, denen die wehr* 
losen schwarzen Demonstranten, insbesondere die 
Schulkinder und Frauen in Südafrika zum Opfer 
fallen; 

ist der Meinung, daß die Eskalation der Gewalt in 
Südafrika eine Folge der von den rassistischen Min- 
derheitsregimen in Rhodesien und Südafrika prak- 
tizierten Apartheidpolitik und Rassendiskriminie- 
rung ist; 

vertritt die Ansicht, daß die militärischen Aktivi- 
täten der unnachgiebigen rassistischen Regime in 
Rhodesien und Südafrika gegen die Volksrepublik 
Mosambik und die Republik Sambia den Frieden 
und die Sicherheit in der Welt bedrohen; 

ist darauf bedacht, daß alle Völker dieser afrika- 
nischen Region so schnell wie möglich zu Selbst- 
bestimmung und Unabhängigkeit gelangen, in Über- 
einstimmung mit den von der UN-Vollversammlung 
verabschiedeten Entschließungen Nr. 1514 (XV) vom 
Dezember 1960, Nr. 2621 (XXV) vom Oktober 1970, 
und Nr. 3328 (XXIX) vom Dezember 1974, jeweils 
betreffend die Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an die Kolonialstaaten und -Völker 
und das Aktionsprogramm und die Modalitäten der 
uneingeschränkten Verwirklichung dieser Erklä- 
rung; 

bezieht sich nachdrücklich auf die Entschließun- 
gen Nr. 3396 (XXX) über Rhodesien, Nr. 3399 (XXX) 
über Namibia, Nr. 3411 (XXX) über die Apartheid- 
politik der südafrikanischen Regierung; 

weist ebenso nachdrücklich auf die Entscheidun- 
gen der Organisation für die Einheit Afrikas und der 
Konferenz der blockfreien Staaten in Colombo über 
die Entkolonialisierung in Südafrika hin; 

verweist auf alle Entschließungen der Interpar- 
lamentarischen Union über die Erlangung der Un- 
abhängigkeit der noch unter Fremdherrschaft ste- 
henden Völker; 

nimmt mit Entrüstung die unvertretbare Haltung 
einiger Mitgliedsländer der Vereinten Nationen zur 
Kenntnis, die sich weigern, die wirtschaftlichen 
Sanktionen gegen Rhodesien und das Verbot des 
Verkaufs von Waffen und dem zugehörigen Rü- 
stungsmaterial an Rhodesien und Südafrika auszu- 
führen; 

nimmt Kenntnis von allen Initiativen im Hin- 
blick auf den Abschluß eines ausgehandelten Ab- 
kommens für die rasche Erlangung der Unabhängig- 
keit Zimbabwes und stellt außerdem fest, daß das 
rhodesische Regime zum ersten Mal gezwungen 
worden ist, öffentlich die Einführung eines Majori- 
tätsprinzips zu akzeptieren; 

stellt fest, daß das Vereinigte Königreich bereit 
ist, im Hinblick auf die möglichst schnelle Einfüh- 
rung eines legalen Mehrheitsregimes in Rhodesien 
und unter Beteiligung aller betroffenen Parteien, 
einschließlich der Vertreter des ANC (African Na- 
tional Council), sofort eine Verfassungskonferenz 
über Rhodesien einzuberufen; 


stellt fest, daß die laufenden Verhandlungen über 
Rhodesien die Lösung des Problems Südafrikas nicht 
verzögern und insbesondere der Regierung von Pre- 
toria nicht ermöglichen sollten, ihre Apartheidpoli- 
tik und die Schaffung von Bantu-Enklaven („Bantu- 
stans'') fortzusetzen; 

ist ernsthaft darüber besorgt, daß Südafrika zum 
neuen Schauplatz eines kalten Krieges zwischen 
den Großmächten wird; 

begrüßt das Wiederaufleben der nationalen Be- 
freiungsbewegungen in Südafrika und die mutigen 
Initiativen einiger unabhängiger afrikanischer Län- 
der, um ihre Hilfsmaßnahmen für die nationalisti- 
schen Bewegungen zu verstärken und Einheit und 
Verständnis zwischen diesen Bewegungen zu för- 
dern; 

1. verurteilt noch einmal die von den Minderheits- 
regimen in Südafrika praktizierte Apartheid- 
und Rassentrennungspolitik; 

2. verurteilt aufs schärfste die von diesen Regimen 
in ihren Regierungsgebieten praktizierte kolo- 
niale und rassistische Unterdrückung und bru- 
tale Unterjochung, die internationale Entrü- 
stung hervorrufen; 

3. fordert die Einstellung der grausamen Unter- 
jochung der einheimischen Bevölkerung Süd- 
afrikas, die Einstellung der Massaker friedlicher 
Demonstranten und die Einstellung der Morde 
an unschuldigen und wehrlosen Menschen, ins- 
besondere Schulkindern und Frauen in Süd- 
afrika; 

4. verurteilt die Verletzung der Territorialhoheit 
der unabhängigen Nachbarstaaten durch die 
rassistischen Regime in Rhodesien und Süd- 
afrika sowie die provokatorischen Aktivitäten 
dieser beiden Staaten; 

5. bekräftigt erneut das unantastbare und unver- 
äußerliche Recht der Völker Zimbabwes und 
Namibias auf Selbstbestimmung und Unabhän- 
gigkeit ebenso wie das Recht der einheimischen 
Bevölkerung Südafrikas, ihre Würde als freie 
Menschen und den vollen Besitz ihrer politi- 
schen Rechte wiederzuerlangen; 

6. fordert und unterstützt den ehrenvollen Kampf 
für die Freiheit in Südafrika; 

7. verurteilt scharf alle Nationen, die weiterhin 
Handelsbeziehungen zu dem rassistischen Re- 
gime in Rhodesien unter Verletzung der UN- 
Entschließung über die wirtschaftlichen Sank- 
tionen aufrechterhalten und die weiterhin Waf- 
fen und zugehöriges Rüstungsmaterial an Rho- 
desien und Südafrika unter Verletzung der UN- 
Entschließung über das über diese Länder ver- 
hängte Waffenembargo liefern; 

8. fordert alle Staaten auf, Mosambik auf bi- und 
multilateraler Basis Hilfe zu leisten, um die aus 
der Anwendung dieser Sanktionen resultieren- 
den wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu besei- 
tigen; 
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9. verurteilt auf das allerschärfste diejenigen Na- 
tionen, die die Waffenlieferungen an diese ras- 
sistischen Regime Südafrikas sicherstellen; 

10. fordert alle Staaten und internationalen Orga- 
nisationen auf, ihre Hilfe und Unterstützung 
für die unterdrückten Völker Südafrikas zu ver- 
stärken und vorbehaltlos dem Kampf der Be- 
freiungsbewegungen für die Beseitigung der 
rassistischen Regime moralische, materielle 
und diplomatische Unterstützung zu gewähren; 

11. appelliert dringend an alle nationalen Grup- 
pen, ihren Einfluß bei ihren Regierungen gel- 
tend zu machen, so daß diese alle Druckmittel 
anwenden, die Südafrika zu einer Änderung 
seiner Rassentrennungspolitik zwingen kön- 
nen; 

12. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
ihre volle politische und moralische Unter- 
stützung der Befreiungsbewegungen von Zim- 
babwe, insbesondere des ANC und der afrika- 
nischen „front-line" Staaten und der Organi- 
sation für die Einheit Afrikas zu verstärken, 
in ihrem gemeinsamen Bestreben, die bedin- 
gungslose Anwendung eines echten Majoritäts- 
prinzips in Zimbabwe und die Einführung von 
wirklich repräsentativen Institutionen für die 
Übergangszeit zu gewährleisten; 

13. verurteilt die andauernde Besetzung Namibias 
durch die Republik Südafrika, die eine Verlet- 
zung der vom Internationalen Gerichtshof ab- 
gegebenen Stellungnahmen darstellt, und die 
bisherige Weigerung Südafrikas, den vom Si- 
cherheitsrat festgelegten Forderungen zu ent- 
sprechen; 

14. bekräftigt nachhaltig, daß jede Regelung über 
Namibia die direkte Beteiligung der SWAPO 
einschließen und die sofortige und bedingungs- 
lose Unabhängigkeit dieses Gebiets zum Ziel 
haben muß; 

15. fordert die Parlamente und Regierungen auf, 
ihren Druck zu verstärken, um die illegale süd- 
afrikanische Verwaltung aus Namibia zurück- 
zuziehen und in kürzester Zeit freie Wahlen für 
ganz Namibia unter Aufsicht und Kontrolle der 
Vereinten Nationen durchzuführen; 

16. mißbilligt die „Bantustan" -Politik des rassisti- 
schen Regimes in Südafrika, die auf die Schaf- 
fung armer und nicht lebensfähiger Satelliten- 
staaten abzielt, die weiterhin von der rassisti- 
schen weißen Minderheit in Südafrika abhängig 
sind; 

17. fordert alle Regierungen, die Organisation der 
Vereinten Nationen, die Organisation für die 
Einheit Afrikas und andere internationale Or- 
ganisationen auf, diese „Bantustans" nicht als 
unabhängige Staaten anzuerkennen; 


18. fordert die Parlamente aller Laiidei eindring- 
lich auf, auf gesetzgeberischem Wege das Ver- 
bot der Waffenlieferungen an das rassistische 
Regime in Südafrika sowie das Verbot der Be- 
reitstellung von Nukleartechnologie und Spalt- 
stoffen, die diesem Regime die Herstellung 
atomarer Waffen ermöglichen könnten, fest- 
zulegen; 

19. fordert alle Parlamente und Regierungen der 
Welt auf, gesetzgeberische und andere Maß- 
nahmen zu ergreifen, um auf ihrem Territo- 
rium jegliche Rekrutierung von Soldaten zu 
verbieten, die die nationalen Befreiungsbewe- 
gungen der unterdrückten Völker bekämpfen 
sollen, und alles in ihrer Macht Stehende zu 
tun, um die an der Rekrutierung von Soldaten 
beteiligten Personen und die gegen die Be- 
freiungsbewegungen kämpfenden Soldaten auf 
dem Rechtsweg zur Verantwortung zu ziehen; 

20. unterstützt die Bemühungen der Staatschefs 
der unabhängigen „front-line" -Länder auf der 
Suche nach Wegen, um der Beherrschung der 
schwarzen Völker durch die rassistische weiße 
Minderheit endgültig ein Ende zu setzen, sowie 
in ihrem Willen, alle nationalistischen Bewe- 
gungen Südafrikas zu versöhnen und zu ver- 
einen; 

21. fordert alle Staaten auf, keine Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Spaltung der nationalistischen 
Bewegungen im Kampf für ihre nationale Sou- 
veränität begünstigen könnten; 

22. erkennt die Verantwortung der Interparlamen- 
tarischen Union für die uneingeschränkte Un- 
terstützung der Bemühungen der internationa- 
len Gemeinschaft um eine schnelle Lösung der 
Namibiafrage; 

23. fordert den Interparlamentarischen Rat auf, die 
SWAPO einzuladen, als Beobachter an den Ta- 
gungen der Interparlamentarischen Union 1977 
teilzunehmen; 

24. fordert den Generalsekretär der Interparlamen- 
tarischen Union auf, im Hinblick auf diese Ein- 
ladung mit der SWAPO Beratungen aufzuneh- 
men und auf der nächsten Sitzung des Inter- 
parlamentarischen Rates darüber Bericht zu er- 
statten; 

25. fordert den Interparlamentarischen Rat auf, eine 
Besucherdelegation von 5 Mitgliedern zu be- 
nennen, die mit der Aufgabe betraut werden, 
die Lage in Namibia zu untersuchen; 

26. bittet diese Delegation und den Generalsekre- 
tär der Interparlamentarischen Union, dem Rat 
auf seiner nächsten Sitzung in Canberra über 
diesen Fragenkomplex Bericht zu erstatten. 
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Die Zusammenarbeit in den Bereichen der Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
und die weitere Verbesserung der internationalen Beziehungen 

Entschließungsentwurf 

für den Erziehungs-, Wissenschafts- und Kulturausschuß 
vorgelegt von P. Stenbäck (Finnland) 


Die 63. Interparlamentarische Konferenz 

verweist auf die besondere Rolle, die die Parla- 
mente bei den Maßnahmen zur Förderung der Zu- 
sammenarbeit zwischen den Staaten, den Nationen, 
den Institutionen und Personen in den Bereichen der 
Wissenschaft, Erziehung und Kultur spielen können, 
im Hinblick auf gegenseitiges Kennenlernen und 
eine bessere internationale Verständigung, gegrün- 
det auf gegenseitige Achtung und Anerkennung der 
Würde und Eigenständigkeit jeder Kultur; 

vertritt die Ansicht, daß die Zusammenarbeit in 
den Bereichen der Erziehung, Wissenschaft und Kul- 
tur eine wesentliche Rolle bei der Verbesserung der 
internationalen Beziehungen spielen kann, weil diese 
Aktivitäten aus sich selbst heraus die Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz verstärken und die Mensch- 
heit ungeachtet der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache oder der Religion geistig bereichern können; 

hat festgestellt, daß die internationale Zusammen- 
arbeit in den Bereichen der Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur sich am besten in einem Klima der Sicher- 
heit, des Friedens und der Entspannung entwickeln 
und einen bedeutenden Beitrag zur Abrüstung und 
zur Verringerung internationaler Spannungen lei- 
sten kann; 

unterstreicht die Notwendigkeit, daß alle Länder 
ihre Bemühungen zur Förderung des Austauschs und 
der wissenschaftlichen kulturellen Zusammenarbeit 
verstärken, und zwar auf der Grundlage gegenseiti- 
ger Achtung der Kulturen, des kulturellen Erbes, der 
Kreativität, der Anerkennung der Vielfältigkeit und 
des Pluralismus der Kulturen, der kulturellen Werte 
der nationalen Minderheiten, der Achtung der natio- 
nalen Souveränität und der Unabhängigkeit, sowie 
auf der Grundlage des gegenseitigen Nutzens und 
der Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten; 

betont den grundlegenden Beitrag, den die 
UNESCO mit Maßnahmen zur Förderung der Zusam- 
menarbeit in den Bereichen der Wissenschaft, Erzie- 
hung und Kultur ■ — untrennbaren Bestandteilen der 
sozio-ökonomischen Entwicklung der Nationen der 
heutigen Welt — ungeachtet der politischen und 
ideologischen Unterschiede — leistet; 

erkennt an, daß es für die betreffenden Staaten 
notwendig ist, alle Prinzipien und Bestimmungen 
der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa zu verwirklichen und den 
Geist dieses Dokuments als praktisches Beispiel der 


zwischenstaatlichen Beziehungen, einschließlich ihrer 
Beziehungen im Bereich der Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur, zu fördern; 

fordert die Parlamente und Regierungen auf: 


I. Im Bereich der Erziehung 

a) erneut zu bekräftigen, daß die Erziehung den Be- 
dürfnissen der Auszubildenden und den Anfor- 
derungen der Gesellschaft entsprechen sollte, und 
zwar im Zusammenhang mit der ständigen Fort- 
bildung im Rahmen der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Entwicklung, unter Berücksichti- 
gung der wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
unter Erfüllung der Anforderungen der Demo- 
kratisierung der Erziehung; die Zielsetzung 
sollte darin bestehen, jedem Kind kostenlosen 
Unterricht bis zur Sekundarstufe zu erteilen, wo- 
bei das Endziel darin besteht, kostenlosen Unter- 
richt bis zur Hochschulreife zu ermöglichen; 

b) die Entwicklung des Fremdsprachenunterrichts 
und die Organisation von Kursen anzuregen, ins- 
besondere in den Sprachen und Kulturen, die 
weniger verbreitet und bekannt sind; 

c) die Bemühungen der nationalen und internatio- 
nalen Organisationen um eine Gleichwertigkeit 
der Hochschulabschlußzeugnisse und Universi* 
tätsdiplome zu unterstützen, um eine noch brei- 
tere Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten in diesem Bereich zu schaffen; 

d) der Bildung und Stellung der Frau größere Auf- 
merksamkeit zu schenken, angesichts der Tat- 
sache, daß die Frauen ein enormes Potential im 
Kampf gegen die wirtschaftliche und allgemeine 
Unterentwicklung eines Landes darstellen; 

e) die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Bildung 
der Wanderarbeitnehmer und deren Kinder zu 
fördern und insbesondere das Recht dieser Kin- 
der auf Unterricht in ihrer Muttersprache und auf 
Vermittlung ihrer nationalen Kultur zu gewähr- 
leisten; 

f) die Meinungen und Bedürfnisse der Studenten zu 
erkunden und zu verstehen, bevor nationale Po- 
litiken im Erziehungswesen eingeleitet werden; 

g) die Zusammenarbeit in den Bereichen der Er- 
ziehung und Wissenschaft durch verstärkte Kon- 
takte und häufigere Übereinkommen zwischen 
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den Universitäten und Forschungsinstituten und 
durch die Herstellung direkter Kontakte zwischen 
Erziehern und Wissenschaftlern und staatlichen 
und nichtstaatlichen Organisationen zu verbes- 
sern; 


II. Im Bereich der Wissenschaft 

a) die Untersuchung und Durchführung von gemein- 
samen wissenschaftlichen Forschungsprojekten zu 
fördern und dabei besondere Aufmerksamkeit auf 
die Bedürfnisse der Entwicklungsländer zu ver- 
wenden; 

b) den Austausch und Transfer wissenschaftlicher 
Informationen zu fördern, insbesondere günstige 
Bedingungen für diejenigen Länder zu schaffen, 
die diese Informationen für ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung am dringendsten benö- 
tigen; 

c) Austausch und Besuche sowie andere direkte 
Verbindungen und Kontakte zwischen Wissen- 
schaftlern und Technikern im Rahmen gegensei- 
tiger Abkommen und anderer Vereinbarungen 
zu fördern, die z. B. Beratungen, Vorträge und 
Forschungsarbeiten sowie die Benutzung von La- 
boratorien, wissenschaftlichen Bibliotheken und 
anderen Dokumentationszentren zum Ziel haben; 

d) den Ausbau und die Verbesserung des Austauschs 
von wissenschaftlichem Material zu fördern, ins- 
besondere von Material, das für die Grundlagen- 
forschung in den Naturwissenschaften und der 
Medizin gebraucht wird; 

e) jene Formen der Zusammenarbeit zu unterstüt- 
zen, die die Fachleute der Entwicklungsländer er- 
muntern, in ihren Ländern zu bleiben, und in der 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit die Maßnah- 
men zu fördern, die dazu führen, daß sich die 
Entwicklungsländer verstärkt darum bemühen, 
ihre eigenen Arbeitskräfte auszubilden, insbe- 
sondere in den Bereichen der Technologie und 
der Naturwissenschaften; 

f) anzustreben, daß die wissenschaftliche und tech- 
nologische Entwicklung in erster Linie und vor 
allem in den Dienst des Menschen und der Ge- 
sellschaft gestellt wird; diese Entwicklung an die 
in den betreffenden Ländern herrschende Lage 
anzupassen und Nachdruck auf die Notwendig- 
keit zu legen, selbständige Kapazitäten für die 
wissenschaftliche und technologische Produktion 
in jedem dieser Länder auszuweiten und auf 
diese Weise unter anderem den Einsatz geeigne- 
ter Technologien oder die Anpassung bestehen- 
der Technologien zu ermöglichen; 

g) aktiv an den Weltwissenschaftsprogrammen teil- 
zunehmen, die im Rahmen der UNESCO für den 
Umweltschutz, die Erforschung der Weltmeere 
und der Bodenschätze und zur Schaffung eines 


weltweiten wissenschaftlichen und technischen In- 
formationssystems (UNISIST) durchgeführt wer- 
den; 


III. Im Bereich der Kultur 

a) den Abschluß von bilateralen und multilateralen 
Abkommen zwischen den Staaten zu fördern, die 
für die Entwicklung der Zusammenarbeit im kul- 
turellen Bereich einen geeigneten rechtlichen 
Rahmen bieten; 

b) die Veranstaltung internationaler Treffen zwi- 
schen Künstlern, Förderern und anderen Vertre- 
tern des kulturellen Lebens zu unterstützen, im 
Hinblick auf ein besseres gegenseitiges Kennen- 
lernen und die Erforschung von Gegenständen, 
die für die Zusammenarbeit von gemeinsamem 
Interesse sind; 

c) die kulturelle Zusammenarbeit durch den gegen- 
seitigen Informationsaustausch über die im kul- 
turellen Bereich erzielten Ergebnisse sowie durch 
internationale Kunst-, Kino-, Theater- und Kon- 
zertprogramme, durch Buchmessen und Buchaus- 
stellungen, durch gemeinsame Projekte im Be- 
reich des Denkmalschutzes sowie durch Kopro- 
duktionen und den Austausch von Filmen, Radio- 
und Fernsehprogrammen zu fördern; 

d) die Beziehungen zwischen Regierungsstellen auf 
bilateraler und multilateraler Ebene zu entwik- 
keln und zu verbessern und dabei bestehende 
internationale Institutionen wie die UNESCO 
sowie andere nichtstaatliche Organisationen und 
Personen, die sich mit kulturellen Angelegenhei- 
ten befassen, zu nutzen; 

e) die Aktivitäten der Regierungen und Parlamente 
für den Frieden und die internationale Verstän- 
digung mit den Möglichkeiten, die Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur bieten, zu verstärken 
und die Entstehung, Veröffentlichung und Ver- 
breitung von Werken zu verhindern, die Ge- 
walt, Krieg und Haß gegen andere Völker propa- 
gieren; 

f) die Kultur durch Tourismus und Austauschpro- 
gramme sowie durch Erleichterung der Freizügig- 
keit im Personenverkehr zwischen den Staaten 
zu fördern; eine freiere und ausgedehntere Ver- 
breitung der Information auf allen Ebenen zu er- 
möglichen und im Hinblick auf die Förderung des 
internationalen Friedens und der internationalen 
Verständigung den Zugang zu Informationen zu 
verbessern; 

g) in jedem Land die Übersetzung, die Veröffent- 
lichung und die Verbreitung von literarischen, 
wissenschaftlichen und technischen Werken zu 
fördern, die in anderen Ländern, insbesondere 
solchen, deren Sprache und Kultur weniger be- 
kannt sind, verfaßt wurden. 
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